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30. März 2017: Die Regelungen im Entwurf für ein Steuerumge-

hungsbekämpfungsgesetz werden zu massiven negativen Aus-

wirkungen führen, die die Bürger unmittelbar spüren werden. 

Erfassung aller Verfügungsberech-

tigten  

In dem durch die Bundesregierung vor-

gelegten Entwurf für ein Steuerumge-

hungsbekämpfungsgesetz sind Rege-

lungen enthalten, die zu massiven büro-

kratischen Lasten für Bürger und Unter-

nehmen führen, jedoch keinen entspre-

chenden Nutzen liefern werden. So zum 

Beispiel die künftig notwendige umfas-

sende Identifizierung aller Verfügungsbe-

rechtigten sowie aller wirtschaftlich Be-

rechtigten bei der Kontoeröffnung, inklu-

sive Erfassung der Steuer-Identifikations-

nummern. Da innerhalb gewisser Fristen 

zudem eine rückwirkende Datenerhe-

bung vorgesehen ist, die möglichst weit-

gehend unter Einbeziehung der Kunden 

erfolgen soll, ist das Ausmaß des damit 

einhergehenden Aufwands enorm. Be-

troffen wären folglich nicht nur neu eröff-

nete Konten und Depots, sondern der 

gesamte Bestand an Kundenkonten in 

Deutschland. Zur Größenordnung: Der 

Normenkontrollrat gibt in seiner Stellung-

nahme zum Gesetzentwurf rund 200 Mil-

lionen Konten an. Hinzu kommt, dass 

Daten erhoben werden müssen, die nicht 

zur Sicherstellung des staatlichen Steuer-

anspruchs notwendig sind. So ist die 

Kenntnis des Verfügungsberechtigten für 

die Besteuerung der über ein Konto/De-

pot zufließenden Kapitaleinkünfte und für 

die Erfüllung des Gesetzeszwecks ohne 

Bedeutung. 

Erschwerung des kreditfinanzierten 

Erwerbs von Konsumgütern 

Mit den vorgesehenen Gesetzesänderun-

gen sind auch erweiterte Aufzeichnungs-

pflichten verbunden. Was in der Bank-

filiale schon eine Herausforderung dar-

stellt, wird für den Einzelhandel nahezu 

unmöglich sein. So ist vorgesehen, dass 

die erweiterten Identifizierungspflichten 

auch für Kreditkonten gelten sollen. Auch 

hier soll zukünftig verpflichtend die 

Steuer-Identifikationsnummer er-

hoben werden. Dies hätte zur Folge, 

dass ein (spontaner) kreditfinanzier-

ter Kauf eines Konsumgutes (z. B. 

einer Waschmaschine oder eines 

Fernsehers) nicht mehr möglich ist, 

da nur die wenigsten Bürger ihre 

Steuer-Identifikationsnummer im 

Kopf oder zumindest dabei haben 

und der Kreditvertrag nicht abge-

schlossen werden kann.  

Herausforderung für die Finanz-

verwaltung 

Neben dem Einzelhandel, der wahr-

scheinlich auf Jahre hinaus mit den 

bürokratischen Erhebungspflichten 

kämpfen muss, wird auch die Finanz-

verwaltung mit einer erheblichen An-

zahl von Bürgeranfragen rechnen 

müssen, weil diese ihre Steuer-Iden-

tifikationsnummer nicht wissen oder 

die Unterlagen dazu verlegt haben. 

Eine rasche Antwort auf solche An-

fragen ist nicht zu erwarten: Aus 

datenschutzrechtlichen Gründen er-

teilt das zuständige Bundeszentral-

amt für Steuern entsprechende Aus-

künfte nur schriftlich. 

Position des Bankenverbandes 

Der Bankenverband unterstützt alle 

Maßnahmen, die für ein faires Steu-

ersystem eintreten und der Geld-

wäsche den Kampf ansagen. Es ist 

nicht zu erwarten, dass dies mit den 

vorgesehenen Regelungen im Ge-

setzentwurf erreicht wird. Die büro-

kratischen Lasten werden hingegen 

mit Sicherheit entstehen – nicht nur 

bei den Banken. Deshalb sollte der 

Bundestag während seiner Beratun-

gen kritisch prüfen, welche Regelun-

gen sinnvoll sind und welche aus-

schließlich die Wirtschaft belasten 

werden. 
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Aktuelles Stichwort:  

Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz – viel 

neue Bürokratie für Bürger und Unternehmen 


